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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6 - 65304 - 1438/53 17. Juni 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Fünften Verordnung 
, über Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Drude: Bonner Unlversitäts-Budidrudcerei Gebr. Sdieur. Bonn 
AUeln- Vertrieb: Dr. Hans Heger. Andernach. Breite Straße 30. 
und Wiesbaden, Nletzsdiestraße 1 



Entwurf einer Fünften Verordnung 

Über Zoilsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bunciestages: 

S 1 . 

Die Zollsätze des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezeichneten Waren werden bis auf 
weiteres wie folgt geändert: 


Nr. 

Tarifnr, 

Bezeichnung der Waren 

Bis- 
heriger 
Zollsatz 
®/o des 
Wertes 

Neuer 

Zollsatz 

®/o des 
Wertes 

1 

0904 

aus B — 1 — Paprika, nicht gemahlen, nicht zer- 
kleinert, zur industriellen Herstel- 
lung von Capsicin unter Zollsiche- 
rung 

15 

jedoch 
minde- 
stens für 
100 kg 

50 DM 

frei 

2 

2957 

C — Testosteron 

25 V 18 

5 



aus D — Progesteron, Desoxycorticosteron .... 

25 V 18 

5 



aus E — Dihydrofolliculin [Oestradiol], Methyltes- 
tosteron 

25 V 18 

5 

3 

aus 

4205 

Sämischgares Fensterputzleder, dessen Ränder, auch an 
allen' Seiten, unregelmäßig beschnitten sind, vom 

1. April bis 31. Dezember 1953 

20 

10 

4 

4601 

aus A — 1 — Geflechte aus Holzspan 

25 

Anmer- 

kung: 

Geflechte 

frei 




mit einer 
Breite 
von nidit 
mehr als 
12 mm, bis 
auf wei- 


5 

4602 

aus C — 1 — Flechtwaren, gewebeartig oder aus 
parallel gelegten Flechtstoffen her- 
gestellt, aus Stroh, Binsen oder Raf- 
fia, auch untereinander gemischt . . 

teres 

10 

20 V 18 

frei 


2 



Nr. Tarifnr. 


6 4912 aus D — Druckbogen für im Ausland verlegte Bü- 

cher, ungefalzt (Piano-Bogen), vollstän- 
dige Werke umfassend 15 I frei 

7 5403 ' Leinengarne, mit Ausnahme von Garnen aus Flachs- 

werg, zur Herstellung von folgenden Boden- und 
Wadismaschinenzwirnen der Tarifnr. 5403 B und zwar 
von Einstech-, Durchnäh-, Doppel-, Spul-, Stepp- und 
j Kabelabbindezwirnen, unter Zollsicherung, bis 30. Juni 
1955: j 

I aus A — einfach (ungezwirnt): ^ i 

I ' 1 — bis Nr. 50 englisch: 

j a — roh 12 3 

8 ■ 5403 Leinengarne mit Ausnahme von Garnen aus Flachs- 

werg, zur Herstellung von Leinennähzwirnen in Auf- 
madiungen für den Einzelverkauf (Tarifnr. 5404), mit 
I Ausnahme von Leinenzwirnen auf Karten, unter Zoll- 

sicherung, bis 30. Juni 1955: 

aus A — einfach (ungezwirnt): 

1 — bis Nr. 50 englisch: 

a — roh 

2 — über Nr. 50 bis Nr. 55 englisch: 

a — roh 

3 — über Nr. 55 bis Nr. 75 englisch: 

a — roh 

9 6701 aus C — Zugerichtete Gänsebälge ohne Deckfedern . 

(sogenannte Gänsefelle) 35 v 25 j 5 

10 aus , Papierartige einschichtige Blätter aus Glimmerschüpp- | 

6815 dien oder Glimmerpulver, ohne Bindemittel hergestellt, | 

t ohne Verbindung mit anderen Stoffen, auch in Rollen 10 frei 

§ 2 

In der Verordnung über Zolländerungen 
vom 10. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 855) wird In § 1 die Nr. 50 — Tarifnr. 

4601 (Geflechte usw.) gestrichen, 

§ 3 

Nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
in Verbindung mit § 19 des Zolltarif gesetzes 
gilt diese Rechtsverordnung auch Im Land 
Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung In Kraft. 


12 3 

7 3 

7 ! 3 




o 

ö 



Begründung 


A. Zu § 1: 

1. Zu „Tarif nr. 0904 aus Abs. B — 1“ 
(Paprika usw.) 

Capsicin ist ein aus Paprika gewonnenes öl- 
harz. Es ist als Resinoid der Tarifnr. 3301-B 
zollfrei. Paprika ist als Gewürz nach Tarif- 
nr. 0904-B mit einem hohen Finanzzoll be- 
lastet. Paprika als Rohstoff für die Herstel- 
lung von Capsicin verträgt die (Vollbelastung 
nicht. Aus wirtschaftlichen Gründen ist in 
diesem Sonderfall für Paprika Zollfreiheit 
vorzusehen. Ein Mißbrauch der vorge- 
schlagenen Zollfreiheit wird dadurch ausge- 
schlossen, daß die Verarbeitung des Paprikas 
zu Capsicin unter Zollsicherung erfolgt. 

2. Zu „Tarifnr. 2957 Abs. C, aus D und aus 

E‘‘ (Testosteron usw.) 

Es handelt sich um Hormone, die im Inland 
noch nidit hergestellt werden. Ihre Einfuhr 
ist im Interesse der Volksgesundheit er- 
wünsdit. Der Schutzzoll von 25 ®/o — ver- 
tragsmäßig ISVo — ist bis zur Aufnahme 
einer deutschen Erzeugung nicht gerecht- 
fertigt. Aus wirtschaftlichen Gründen Ist bis 
dahin eine Zollermäßigung notwendig. Ein 
Zoll von 5 Vo erscheint tragbar. 

3. Zu „aus Tarifnr. 4205“ (Sämischgares 
Fensterputzleder) 

Auf Grund einer Anmerkung zum Zolltarif 
von 1902, die auf dem mit Belgien abge- 
schlossenen Vorläufigen Handelsabkommen 
vom 4. April 1925 beruhte, konnte Fenster- 
putzleder der bezeichneten Art bis zum 
30. September 1951 zu dem niedrigen Zoll- 
satz für Leder anstatt zu dem höheren Zoll- 
satz für Lederwaren eingeführt werden. Bei 
den Internationalen Zollverhandlungen in 
Torquay 1950/51 unterließ es Belgien, einen 
entsprechenden Vertragswunsch geltend zu 
machen, so daß für Fensterputzleder der be- 
zeichneten Art mit dem Inkrafttreten des 
neuen Zolltarifs vom 1. Oktober 1951 ab der 
Zollsatz von 20 Vo zu erheben war. 

Der neue Zollsatz überstieg die Zollbelastung 
nach dem Zolltarif von 1902 bedeutend. Er 


wirkte einfuhrhemmend. Die belgische Regie- 
rung beantragte eine Ermäßigung des Zoll- 
satzes. Die deutsche Fensterputzlederindustrie 
kann den Inlandsbedarf nicht decken. Durdi 
die Zweite Verordnung über Zollsatzände- 
rungen wurde eine Zollsatzherabsetzung, und 
zwar befristet zum 31. März 1953, einge- 
räumt. Dieser Regelung lag die Erwartung 
zugrunde, daß es während der vorübergehen- 
den Geltung der Zollsatzherabsetzung gelin- 
gen werde, sie durch eine dauernde zollver- 
tragliche Abmachung mit Belgien zu ersetzen. 
Die Erwartung hat sich nldit erfüllt. Die 
wirtschaftlichen Gründe, die erstmalig zur 
Herabsetzung des Zollsatzes geführt haben, 
bestehen heute noch unverändert fort. Die 
Weitergeltung des ermäßigten Zollsatzes von 
10 Vo des Wertes und zwar zunächst bis zum 
31. Dezember 1953 Ist deshalb gerechtfertigt. 

4. Zu „Tarifnr. 4601 aus Abs. A — 1“ (Ge- 
flechte aus Holzspan) 

Geflechte aus Holzspan, die im Zolltarif von 
1902 zollfrei waren, werden für die Her- 
stellung von Korb- und Flechtwaren (Ge- 
schenk- und Obstkörbe, leichte Puppenwagen 
u. dgl.) sowie von Hüten (Garten- und Ernte- 
hüt e) benötigt. Holzspangeflechte werden Im 
Geltungsbereich des Zolltarifs z. Z. nicht her- 
gestellt. 

Die hauptsächlich in dem Notstandsgebiet 
Coburg-Lichtenfels ansässige Verarbeitungs- 
industrie ist deshalb ausschließlich auf die 
Einfuhr von Holzspangeflechten angewiesen. 

Die in der (1.) Verordnung über Zolländerun- 
gen vom 10. Oktober 1951 enthaltene Ermä- 
ßigung des Zollsatzes auf lOVo des Wertes für 
Holzspangeflechte mit einer Breite von nicht 
mehr als 12 mm hat sich für die verarbeitende 
Industrie nicht auswirken können, weil vor- 
wiegend Holzspangeflechte größerer Breiten 
benötigt werden. Sie sind nach Tarifnr. 4601- 
A-1 mit einem Zollsatz von 25 Vo des Wer- 
tes belastet. Die Zollbelastung für fertige 
Hüte aus Holzspangeflecht beträgt nur 10 Vo 
des Wertes; deshalb werden in verstärktem 
Maße fertige Hüte aus dem Ausland einge- 
führt. Aus dem gleichen Grunde ist auch der 
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Export der aus — mit Zoll belasteten — 
Holzspangeflechten hergestellten Fertigwaren 
(hauptsächlich Hüte) gefährdet. Die Aufhe- 
bung des Zollsatzes für Holzspangeflechte 
aller Breiten ist danach aus wirtschaftlichen 
Gründen gerechtfertigt. 

5. Zu „Tarifnr. 4602 aus Abs. C — 1“ 

(Flechtwaren usw.) 

Flechtwaren aus Stroh, Binsen und Raffia, die 
zu Waren verschiedenster Art welterverarbei- 
tet werden, werden im Inland z. Z, nicht 
hergestellt. Der gesamte Bedarf muß daher 
cingeführt werden. Der (erst) seit dem 1. Ok- 
tober 1951 bestehende Schutzzoll von 20% 
— vertragsmäßig 18% — des Wertes ist 
deshalb wirtschaftlich nicht begründet und 
gefährdet den Export der aus diesen Halb- 
waren hergestellten Fertigwaren. Die Auf- 
hebung des Zollsatzes für Flechtwaren aus 
Stroh, Binsen oder Raffia ist deshalb wirt- 
sdiaftlich geboten. 

6. Zu „Tarifnr. 4912 aus Abs. D“ (Druck- 
bogen usw.) 

Die öffentlichen Büchereien sind auf die Ein- 
fuhr von sog. Piano-Bogen (ungefalzte, noch 
nicht zusammengetragene Druckbogen) ange- 
wiesen, weil die ausländischen Verlagsanstal- 
ten in der Regel Bücher nicht ln dem dauer- 
haften Spezialeinband liefern, den die öffent- 
lichen Büchereien für ihren gesamten Buch- 
bestand verwenden. Solche Werke sollten da- 
her im Inland gefalzt, zusammengetraf en und 
gebunden werden. 

Die derzeitige Zollbelastung der Piano-Bogen 
hat aber zur Folge, daß an Stelle der Piano- 
Bogen bereits gefalzte Druckbogen oder un- 
zureichend gebundene Bücher eingeführt wer- 
den, die nach Tarifnr. 4901 zollfrei sind. Der 
Bezug gefalzter Druckbogen oder fertiger 
Bücher bedingt jedoch einen wesentlich hö- 
heren Devisenaufwand. Außerdem gehen die 
mit der Buchbindung verbundenen Aufträge 
dem einheimischen Buchbindergewerbe ver- 
loren. Der Entwurf sieht deshalb für Piano- 
Bogen Zollfreiheit vor. Das darf nicht dazu 
führen, daß Inländische Verlagsanstalten zum 
Nachteil des einheimischen graphischen Ge- 
werbes Druckaufträge in das Ausland verge- 
ben. Die Zollfreiheit ist deshalb nur für Pia- 
no-Bogen im Ausland verlegter Bücher vor- 
gesehen. 


7. und 8. Zu „Tarifnr. 5403“ (Leinengarne 
usw.) 

Aus eindrähtigem Leinengarn wird u. a. Lei- 
nennähzwirn hergestellt. Leinennähzwirne 
kommen in den Flandel sowohl als Boden- 
oder Wachsmaschinenzwirne zur Verwen- 
dung als Einstech-, Durchnäh-, Doppel-, 
Spul-, Stepp- und Kabelanbindezwirne (Nr. 7 
des Entwurfs) wie auch als Leinennähzwirne 
in Aufmachungen für den Einzelverkauf (Nr. 8 
des Entwurfs). Leinennähzwirn wird in zahl- 
reichen Gewerbezwelgen (z. B. Schuh- und 
Lederwarenindustrie, Planen- und Zelt- 
herstellungsbetriebe, Polstermöbelfabriken, 
Auto-Karosseriebau u. a. m.) verarbeitet. 

Die Zwirner sind z. Z. darauf angewiesen, 
Leinengarne zur Herstellung der Leinennäh- 
zwirne aus dem Ausland zu beziehen, weil 
die Qualität der inländischen Flachsgarner- 
zeugung für hochwertige Leinennähzwirne 
noch nicht genügt. Es sind bereits systema- 
tische Versuche zur Verbesserung der Quali- 
tät der deutschen Leinengarne im Gange. Bis 
zu ihrem erfolgreichen Abschluß werden aber 
noch mehrere Jahre benötigt. 

Der Zollsatz für Leinengarn (Vorprodukt) 
beträgt 12 %; der Zollsatz für Leinennäh- 
zwirn (Endprodukt) beträgt 15 % (Nr. 7 des 
Entwurfs). Die entsprechenden Zollsätze für 
Leinennähzwirn in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf (Nr. 8 des Entwurfs) sind: 
Zollsatz für Leinengarn (Vorprodukt) 12 Vo 
bzw. 7 % 

Zollsatz für Leinennähzwirn (Endprodukt) 
17%. 

Der Unterschied in der Zollbelastung von 
Vorprodukt und Endprodukt ist gering. 

Unter diesen Umständen ist der deutsche 
Zwirner gegenüber den ausländischen Ange- 
boten an Leinennähzwirn nicht konkurrenz- 
fähig. Eine Herabsetzung des Zollsatzes für 
das Vorprodukt Leinengarn ist deshalb aus 
wirtschaftlichen Gründen geboten. Es ist zu 
erwarten, daß in absehbarer Zeit die deut- 
sche Erzeugung an Leinengarn den Qualitäts- 
anforderungen der Zwirner entspricht. Die 
Zollsenkung ist deshalb für die Zeit bis zum 
30. Juni 1955 vorgesehen. 

Damit die Zollbegünstigung für Leinengarne 
nicht zu anderen Zwecken als zur Herstellung 
von Leinennähzwirn ausgenutzt wird, ist 
vorgesehen, daß die eingeführten Leinengarne 
nur in einem Zollsicherungsverkehr zu Lei- 
nennähzwirn verarbeitet werden. 
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9. Zu „Tarifnr. 6701 aus Abs, C“ (Zugerichtete 
Gänsebälge usw.) 

Die Einfuhr von zugerichteten Gänsebälgen 
ohne Deckfedern — sogenannten Gänse- 
fellen — dient zu etwa 90 % der Herstellung 
von Puderquasten. Inländische Gänsefelle 
können zu diesem Zweck nicht verwendet 
werden, da sie den Qualitätsanforderungen 
nicht genügen. Die für die Verarbeitung zu 
Puderquasten erforderliche Geschmeidigkeit 
und geringe Stärke der Bälge finden sich nur 
unter natürlichen Voraussetzungen, die aus- 
schließlich in bestimmten Landschaften Frank- 
reichs bestehen. Die Puderquastenindustrie 
ist daher auf die Einfuhr von Gänsefellen aus 
Frankreich angewiesen. 

Gänsefelle waren bis zur Einführung des Zoll- 
tarifs von 1951 zollfrei (Tarifnr. 563 des 
Zolltarifs von 1902), während Puderquasten, 
die in der Hauptsache daraus hergestellte 
Fertigware, einem Zollsatz von 900, — DM/dz 
unterlagen (Tarifnr. 565 des Zolltarifs von 
1902). Nach dem Zolltarif von 1951 unter- 
liegen Gänsefelle einem Zollsatz von 35 Vo, 
V 25 Vo des Wertes, Puderquasten (Tarifnr. 
9605) dagegen nur einem Satz von 10 Vo des 
Wertes. Diese Zollbelastungen sind nicht 
sinnvoll abgestimmt. Die Zollbelastung der 
Gänsefelle mit 25 Vo des Wertes hat dann 
auch dazu geführt, daß die inländische Puder- 
quastenindustrie weder auf dem Auslands- 
markt noch auf dem Inlandsmarkt kon- 
kurrenzfähig ist. So ist der Ausfuhrwert für 
Puderquasten von 103 000, — DM im Jahre 
1951 auf 25 000,-- DM im Jahre 1952 ge- 
sunken. Der Einfuhrwert für Puderquasten 
ist dagegen von Null im Jahre 1951 auf 
8000, — DM im Jahre 1952 gestiegen. 

Durch die vorgesehene Ermäßigung des Zoll- 
satzes für sog. Gänsefelle auf 5 Vo des Wertes 
soll ein wirtschaftlich gerechtfertigtes Ver- 
hältnis zu dem Zollsatz für Puderquasten ge- 
funden und damit die Konkurrenzfähigkeit 
der deutschen Puderquastenindustrie auf dem 
Auslands- und Inlandsmarkt wiederhergestellt 
werden. Die Zollermäßigung ist deshalb aus 
wirtschaftlichen Gründen erforderlich. 

10. Zu „aus Tarifnr. 6815“ (Papierartige ein- 
schichtige Blätter usw.) 

Glimmer wird wegen seiner geringen Leit- 
fähigkeit und seiner hohen Hitzebeständig- 


keit zur Herstellung von Mikaniten (elektro- 
technisches Isoliermaterial) verwendet. 

Zur Erzeugung der MIkanite wurde bisher 
Spaltglimmer maschinell oder durch Hand- 
arbeit zu Platten oder unterlegten Folien zu- 
sammengefügt. Neuerdings werden In Frank- 
reich Rohglimmerabfälle (Glimmerschüpp- 
chen und Glimmerpulver) nach einem beson- 
deren Verfahren aufbereitet und maschinell 
zu papierartigen einschichtigen Glimmer- 
blättern verarbeitet. Die Glimmerblätter 
werden an Stelle des Spaltglimmers als Vor- 
material verwendet und wie dieser zu Platten 
oder unterlegten Folien weiterverarbeitet. 

Diese Glimmerblätter bieten als Vormaterial 
wesentliche technische Vorteile. Sie sind, da 
sie aus Glimmerabfall hergestellt werden, 
wesentlich billiger als Spaltglimmer (der Preis 
für Spaltglimmer für die Elektroindustrie be- 
trägt 30 DM/kg, demgegenüber kosten die 
Glimmerblätter, die nach dem neuen Ver- 
fahren hergestellt werden, nur 9, — DM/kg. 

Glimmerblätter werden in der Bundes- 
republik nicht hergestellt. Zur Festsetzung 
eines Schutzzolles besteht demnach vorerst 
keine Veranlassung. Wegen der hohen Inve- 
stitionskosten Ist nicht damit zu rechnen, daß 
in absehbarer Zeit inländische Produktions- 
anlagen für Glimmerblätter geschaffen wer- 
den. Die Inländische Elektroindustrie ist des- 
halb auf die Einfuhr dieser Blätter ange- 
wiesen, um technisch (Güte der Endfabrikate) 
und kostenmäßig (Preis des Vormaterials) auf 
dem Auslands- und Inlandsmarkt wettbe- 
werbsfähig zu bleiben. 

Nur durch Aufheben des Zollsatzes für 
Glimmerblätter wird die Inländische Industrie 
wettbewerbsmäßig wieder In dieselbe Lage 
versetzt, in der sie sich vor Entwicklung des 
neuen französischen Verfahrens bei Verwen- 
dung von zollfreiem Spaltglimmer bereits be- 
funden hat. Die Aufhebung des Zollsatzes für 
Glimmerblätter Ist deshalb aus wirtschaft- 
lichen Gründen erforderlich. 

B. Zu § 2: 

§ 1 Nr. 50 der (1.) Verordnung über ZoHände- 
rungen vom 10. Oktober 1951 wird durch die 
weitergehende Bestimmung des § 1 Nr. 4 er- 
setzt, die anstelle der Zollsatzherabsetzung 
von 20 Vo auf 10 % Zollfreiheit vorsieht und 
Holzspangeflechte mit beliebiger Breite erfaßt. 
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